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Sehr geehrte Frau Vormelker, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
in o. g. Angelegenheit schließt sich der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU) der Stellungnahme der Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg an. Die 
Bürgerinitiative ist eine Mitgliedsorganisation des BBU. 
 
Hier der Wortlaut: 
 
"Die erneute Verlängerung der Gorleben Veränderungssperre macht deutlich, dass die 
Bundesregierung auf jeden Fall an Gorleben als möglichen Endlagerstandort für 
insbesondere hochradioaktive Abfälle festhalten will. Ob es nun ein Zeitverzug bei der 
Novelle des StandAG oder der Änderung des Bundesberggesetzes ist, es konterkariert die 
politische Absicht, ein Suchverfahren zu starten, das fair ist. Gorleben bleibt als 
Endlagerstandort gesetzt und demaskiert alle Behauptungen, dass bei der Endlagersuche 
die Fehler der Vergangenheit vermieden werden würden. 
 
Unser Vorschlag: die Verlängerung der Veränderungssperre ist obsolet, weil in Gorleben 
die Erkundung beendet wurde. Sie ist obsolet, weil das Festhalten an Gorleben den 
gesamten Suchprozess kontaminiert, weil er unglaubwürdig ist." 
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Abschließend kritisieren wir die extrem knappe Frist von nur 10 Tagen zur Einreichung von 
Stellungnahmen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Christine Ellermann 
BBU-Geschäftsführerin 
 


